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SCHADENERSATZ

Fortdauernde unterbringung in einem Kinderheim
| Die Fremdunterbringung eines Kindes wegen seiner Belastung durch den zwischen seinen 
getrenntlebenden Eltern schwelenden Sorgerechtsstreit ist regelmäßig unverhältnismäßig. 
Wegen Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts sprach das Oberlandesgericht 
(OLG) Frankfurt am Main dem Kläger eine Entschädigung in Höhe von 3.000 Euro zu. |

das war geschehen
Der Kläger nimmt die beklagte Stadt Frankfurt am Main auf Schadenersatz wegen seiner  
Unterbringung in einem Kinderheim in Anspruch. Seine getrenntlebenden Eltern stritten über 
das Sorgerecht. Der damals Sechsjährige lebte bei seiner Mutter und hatte regelmäßig Umgang 
mit seinem Vater. Der Vater informierte das Jugendamt, dass der Kläger ihm mitgeteilt habe, 
von der Mutter geschlagen worden zu sein; das Jugendamt erhielt auch ein entsprechendes 
ärztliches Attest. Daraufhin nahm das Jugendamt den Kläger in Obhut und brachte den Kläger 
in einem Kinderheim unter. Das Familiengericht übertrug dem Jugendamt das Aufenthaltsbe-
stimmungsrecht. Die Eltern widerriefen knapp drei Wochen nach der Unterbringung ihre  
zunächst erteilte Zustimmung. Knapp vier Monate später wurde der familiengerichtliche  
Beschluss vorläufig ausgesetzt und der Kläger kehrte zu seiner Mutter zurück. Nachfolgend 
hob das OLG im Sorgerechtsverfahren den Beschluss auf und übertrug das Sorgerecht auf den 
Vater. Dort lebt der Kläger seitdem. Der Kläger begehrte Entschädigung wegen der erlittenen 
Trennung von seinen Eltern.

erfolg in der höheren instanz
Das Landgericht (LG) hatte die Klage abgewiesen. Die hiergegen eingelegte Berufung des Klä-
gers hatte vor dem OLG teilweise Erfolg. Die Stadt als Trägerin des Jugendamts wurde verur-
teilt, wegen Verletzung seines allgemeinen Persönlichkeitsrechts an den Kläger 3.000 Euro zu 
zahlen und für künftige Schäden einzustehen.

anfängliche inobhutnahme war rechtens…
Zur Begründung betonte das OLG zunächst, dass die anfängliche Inobhutnahme keine schuld-
hafte Amtspflichtverletzung dargestellt habe. Insbesondere sei nicht feststellbar, dass das  
Jugendamt den Sachverhalt unzureichend ermittelt oder durch eine fehlerhafte Antragstellung 
die gerichtliche Entscheidung maßgeblich beeinflusst habe. Darüber hinaus liege die Verant-
wortung für die Entscheidung über das Aufenthaltsbestimmungsrecht allein beim Familienge-
richt. Zum Zeitpunkt der Übertragung des Aufenthaltsbestimmungsrechts auf das Jugendamt 
hätten die Eltern der Übertragung auch zugestimmt.

… aber Fremdunterbringung war unverhältnismäßig
Pflichtwidrig habe aber die zuständige Mitarbeiterin des Jugendamts das Aufenthaltsbestim-
mungsrecht auch nach Ablauf einer kurzen Zeitspanne weiterhin zugunsten einer Fremdunter-
bringung ausgeübt. Die Fremdunterbringung eines Kindes aus Anlass eines tiefgreifenden  
Elternkonfliktes sei nur dann gerechtfertigt, „wenn der permanente Elternkonflikt das Kindes-
wohl in hohem Maße und mit hoher Wahrscheinlichkeit gefährdet“. Zu berücksichtigen sei dabei 
stets der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz. „Die Folgen der Fremdunterbringung dürften für das 
Kind nicht gravierender sein als die Folgen eines Verbleibs in der Herkunftsfamilie“, stellte das 
OLG klar.

Hier könne die Inobhutnahme und Unterbringung in einem Kinderheim – abgesehen von einer 
kurzen Übergangszeit – nicht damit gerechtfertigt werden, dass der Kläger von seiner Mutter 
geschlagen wurde. Der Gefahr erneuter Misshandlungen habe vielmehr dadurch begegnet wer-
den können, dass der Kläger bis zur endgültigen Entscheidung über das Sorgerecht bei seinem 
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SCHULPFLICHT

Zwangsgeld gegen eltern möglich
| Das Verwaltungsgericht (VG) Schleswig-Holstein stellte jetzt fest: Die Schulen und Schul-
ämter können Zwangsmittel auch gegenüber den Eltern schulpflichtiger Kinder anwenden, 
um die Schulpflicht durchzusetzen. |

Zwangsgelder in fünf Fällen
In fünf ähnlich gelagerten Fällen wandten sich betroffene Eltern gegen die ihnen durch Schulen 
bzw. Schulämter auferlegte Verpflichtung, ihr Kind an einer Schule anzumelden bzw. dafür zu 
sorgen, dass es am Schulunterricht teilnimmt. Diese Verpflichtung war in den meisten Fällen 
mit der Androhung eines Zwangsgelds verbunden. Die Zwangsgelder in Höhe zwischen 300 und 
800 Euro wurden teilweise auch zur Zahlung festgesetzt, nachdem die Eltern der Pflicht zur 
Schulanmeldung und Schulpflichtsicherstellung nicht nachgekommen waren.

Wille des Kindes gegen Schulbesuch „ist aufzulösen“
Das Gericht beurteilte das Vorgehen der Schulen und Ämter als rechtmäßig. Das Schleswig-
Holsteinische Schulgesetz halte für Zwangsmittel hinreichende Rechtsgrundlagen vor. Die  
Eltern hätten nicht dargelegt, ihrer gesetzlichen Verantwortung für den Schulbesuch ihrer Kin-
der nachgekommen zu sein. Für Geltung und Durchsetzung der Schulpflicht komme es nicht 
darauf an, dass ein Kind (auch) aus eigenem Willen nicht zur Schule gehe, weil es außerhalb der 
Schule selbstbestimmt lernen wolle. Ein solcher Kindeswille mache den Eltern die Erfüllung 
der gegen sie gerichteten Verpflichtungsanordnung weder unmöglich noch führe er zur Nichtig-
keit des Bescheids. Vielmehr müssen Eltern aufgrund ihrer Sorgepflicht auch versuchen, einen 
etwa entgegenstehenden Willen des Kindes aufzulösen. Auch ein vorgetragener Umzug ins 
Ausland tangiere die Schulpflicht nicht, solange in Wirklichkeit von einem Hauptwohnsitz der 
Familie in Deutschland auszugehen sei.

Quelle | VG Schleswig-Holstein, Urteile vom 8.5.2023, 9 A 174/22, 9 A 53/23, 9 A 57/23, 9 A 98/23 und 9 A 130/23, PM vom 
14.8.2023

Vater untergebracht wurde. Ein solcher sofortiger Ortswechsel habe mit entsprechenden  
Unterstützungsleistungen auch begleitet werden können.

Der heftige und langwierige Streit der Eltern über das Sorge- und Umgangsrecht rechtfertige 
dagegen angesichts der mit der Fremdunterbringung einhergehenden Belastungen nicht deren 
Fortdauer. Die ursprüngliche Herausnahme aus der Familie sei lediglich als kurzfristige Maß-
nahme veranlasst gewesen, in deren Verlauf eine Beruhigung eintreten sollte. Eine längere, 
monatelange Trennung von den Eltern habe der Kläger dagegen nicht als Entlastung von dem 
elterlichen Konflikt erleben können, sondern als ungerechtfertigte Folge dessen, dass er sich 
über die Misshandlungen durch seine Mutter beschwert habe.

Quelle | OLG Frankfurt am Main, Urteil vom 27.7.2023, 1 U 6/21

UNTERHALTSVORSCHUSS

ein mit Samenspende gezeugtes Kind ohne rechtlichen Vater
| Das Oberverwaltungsgericht (OVG) Berlin-Brandenburg hat heute in drei Berufungsverfah-
ren entschieden, dass eine alleinerziehende Mutter für ihr Kind, das unter Verwendung einer 
offiziellen Samenspende nach dem Samenspenderregistergesetz gezeugt worden ist, keinen 
Anspruch auf Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz hat. |
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TESTAMENT

ersatzerben trotz namentlicher bestimmung  
von Schlusserben
| Nennen die Erblasser in einem gemeinschaftlichen Testament ausschließlich bestimmte 
Schlusserben namentlich, schließt dies nicht aus, dass später Ersatzerben eintreten können. 
So hat es das Oberlandesgericht (OLG) Brandenburg entschieden. |

Zwei Kinder als Schlusserben, eines verstarb
Die Eheleute setzten sich in einem handschriftlichen Testament gegenseitig als Erben und  
die beiden erstehelichen Kinder der Ehefrau zu Schlusserben nach dem Überlebenden ein.  
Dabei führten sie die beiden Kinder namentlich auf. Vor dem Schlusserbfall verstarb eines der 
beiden Kinder und hinterließ seinerseits ein Kind. Nach dem Tod der zunächst überlebenden 
Ehefrau beantragte das andere Kind der Eheleute einen ihn als Alleinerben ausweisenden Erb-
schein, der zunächst erteilt und später eingezogen wurde. Dieses Kind der Eheleute ist der 
Auffassung, dass durch die ausdrückliche namentliche Benennung der Schlusserben im Testa-
ment sichergestellt sein sollte, dass einzig und allein diesen beiden bzw. bei Vorversterben  
eines Schlusserben nur einem von ihnen allein der Nachlass zufließen sollte. Hätten die Erblas-
ser gewollt, dass eines der Enkelkinder anstelle eines der benannten Schlusserben an dessen 
Stelle treten solle, hätten sie dies im Testament auch niedergeschrieben. Dem folgt das OLG 
Brandenburg jedoch nicht.

Oberlandesgericht: auch enkelkind kann erben
Das OLG: Nach einer gesetzlichen Auslegungsregel im Bürgerlichen Gesetzbuch (hier: § 2069 
BGB) ist das Enkelkind als Abkömmling seines als Schlusserben eingesetzten, vorverstorbenen 
Vaters an dessen Stelle als Ersatzerbe getreten. Es ist gerade keine Anwachsung des Erbteils 
seines vorverstorbenen Vaters auf das überlebende Kind erfolgt.

Zuwendungen an einen Abkömmling werden durch die o. g. Vorschrift im Zweifel auf dessen 
Abkömmlinge erstreckt, wenn der ursprünglich Bedachte nach Errichtung des Testaments 
weggefallen ist. § 2069 BGB ist unabhängig davon anzuwenden, ob die Abkömmlinge namentlich 
benannt sind oder sich die Zuwendung an diese aus anderen Formulierungen ergibt. Die  
namentliche Benennung der Söhne als Schlusserben ist kein hinreichender Anhaltspunkt dafür, 
dass die Erstreckung auf die Abkömmlinge der Bedachten dem Willen des Erblassers wider-
spricht.

Quelle | OLG Brandenburg, Beschluss vom 20.6.2023, 3 W 41/23, Abruf-Nr. 236400 unter www.iww.de

Die Klägerinnen hatten sich mit ihren Berufungsverfahren gegen Urteile des Verwaltungsge-
richts (VG) gewandt. Dieses hatte entschieden, Unterhaltsvorschuss sei nicht zu gewähren, weil 
dies der gesetzgeberischen Konzeption widerspreche, die öffentliche Unterhaltsleistung in  
erster Linie als Vorschuss zu zahlen und von dem säumigen zum Barunterhalt verpflichteten 
anderen Elternteil zurückzufordern.

Dieser Würdigung ist das OVG gefolgt. Zwar habe das Kind nach dem Samenspenderregisterge-
setz einen Anspruch darauf, zu erfahren, wer sein biologischer Vater sei. Ein Rückgriff der  
Unterhaltsvorschussstelle auf den anderen Elternteil sei aber von vornherein aussichtslos, weil 
die mit dem Samenspenderregistergesetz (SaRegG) am 1.7.2018 in Kraft getretene einschlägige 
Regelung des Bürgerlichen Gesetzbuchs (hier: § 1600d Abs. 4 BGB) es ausschließe, dass der 
offizielle Samenspender als rechtlicher Vater festgestellt werde.

Quelle | OVG Berlin-Brandenburg, Urteile vom 10.8.2023, OVG 6 B 15/22, OVG 6 B 16/22, OVG 6 B 17/22, PM 19/23


